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§4
Zum Haushalt gehörende Kinder

Als zum Haushalt gehörend gelten alle wirtschaftlich noch 
nicht selbständigen Kinder, ausgenommen Kinder, die auf 
Grund

a) einer von einem Organ der Jugendhilfe angeordneten 
Vormundschaft oder Pflegschaft in einer anderen Fa­
milie leben,

b) von Maßnahmen der Organe der Jugendhilfe gemäß 
§ 50 des Familiengesetzbuches der Deutschen Demokra­
tischen Republik in Einrichtungen der Jugendhilfe oder 
des Gesundheits- und Sozialwesens betreut werden.

Weitere Ausnahmen werden in Durchführungsbestimmun­
gen geregelt.

§5
Finanzierung

Das staatliche Kindergeld und der Zuschuß zum Familien­
einkommen werden aus dem Staatshaushalt finanziert.

§ 6

Zahlung

(1) Das staatliche Kindergeld und der Zuschuß zum Fa­
milieneinkommen werden ausgezahlt durch

a) Staatsorgane, Betriebe, Einrichtungen, gesellschaftliche 
Organisationen, private Handwerker und Gewerbetrei­
bende und andere Bürger für die Kinder der bei ihnen 
in einem Arbeitsrechtsverhältnis stehenden Arbeiter 
und Angestellten,

b) sozialistische Genossenschaften und deren kooperative 
Einrichtungen für die Kinder der Genossenschaftsmit­
glieder und der bei ihnen in einem Arbeitsrechtsver­
hältnis stehenden Arbeiter und Angestellten,

^c) Universitäten, Hoch- und Fachschulen für die Kinder 
der Direktstudenten, Direktstudenten im postgradualen 
Studium, Forschungsstudenten und Aspiranten,

d) die für die Auszahlung von Renten oder Versorgungs­
leistungen zuständigen Stellen für die Kinder der Rent­
ner oder Empfänger einer Versorgung,

e) die Räte der Gemeinden, Städte bzw. Stadtbezirke — So­
zialwesen — für die Kinder der privaten Handwerker 
und Gewerbetreibenden, freiberuflich Tätigen, selb­
ständig Tätigen, der unständig Beschäftigten, der Emp­
fänger einer Sozialfürsorgeunterstützung oder einer an­
deren Unterstützung und weiterer unter Buchstaben a 
bis d nicht genannter Anspruchsberechtigter.

(2) Die Zahlung des staatlichen Kindergeldes wird auf der 
Grundlage der bei den Auszahlungsstellen hinterlegten Aus­
zahlungskarten vorgenommen. Bei der Geburt von Kindern 
werden die Auszahlungskarten von den damit beauftragten 
Stellen ausgehändigt.

(3) Der Zuschuß zum Familieneinkommen ist vom an­
spruchsberechtigten Bürger formlos bei der zuständigen Aus­
zahlungsstelle zu beantragen.

§7
Meldung von Veränderungen

Verändert sich die Anzahl der dem Haushalt angehören­
den wirtschaftlich noch nicht selbständigen Kinder, so ist 
das vom Bürger unverzüglich der zuständigen Auszahlungs­
stelle mitzuteilen.

§ 8

Nachzahlung und Rückforderung

(1) Wurden Leistungen von Auszahlungsstellen unberech­
tigt abgelehnt oder zu niedrig festgesetzt, sind die zustehen­

den Beträge ab Beginn des Anspruchs bzw. der fehlerhaften 
Zahlung'nachzugewähren. Diese Ansprüche unterliegen nicht 
der Verjährung. ■ , '

(2) Zu viel gezahlte Leistungen infolge fehlerhafter Fest­
setzung oder Zahlung können durch die Auszahlungsstelle 
nur in Höhe des für den letzten Monat überzahlten Betrages 
zurückgefordert werden. Die Rückforderung ist innerhalb 
von 2 Monaten nach Zahlung geltend zu machen.

(3) Durch Verschulden des Bürgers überzahlte Leistungen 
kann die Auszahlungsstelle in voller Höhe zurückfordern.

§9

Verjährung

Ansprüche auf Leistungen nach dieser Verordnung sowie 
Rückzahlungsforderungen verjähren in 3 Jahren. Die Ver­
jährungsfrist beginnt mit dem 1. Tag des Monats, der auf 
den Tag folgt, an dem der Anspruch geltend gemacht wer­
den kann.

§ 10

Beschwerdeverfahren

(1) Gegen Entscheidungen der Auszahlungsstellen kann 
Beschwerde eingelegt werden. Die Berechtigten sind darüber 
zu belehren.

(2) Die Beschwerde ist innerhalb von 4 Wochen nach Kennt­
nisnahme der Entscheidung bei der Auszahlungsstelle ein­
zulegen, die die Entscheidung getroffen hat. Die Beschwerde 
über Rückforderungen hat aufschiebende Wirkung.

(3) Wird der Beschwerde innerhalb von 2 Wochen nicht oder 
nicht vollständig stattgegeben, ist sie in dieser Frist an den 
für den Wohnsitz des Bürgers zuständigen Rat des Kreises, 
Abteilung Gesundheits- und Sozialwesen, weiterzuleiten. Der 
Einreicher der Beschwerde ist davon zu informieren. Der 
Rat des Kreises, Abteilung Gesundheits- und Sozialwesen, 
hat innerhalb weiterer 4 Wochen endgültig zu entscheiden.

(4) Die Entscheidung über die Beschwerde ist zu begrün­
den und dem Einreicher der Beschwerde auszuhändigen oder 
zuzusenden.

Übergangs- und Schlußbestimmungen

§11

Der Zuschuß zum Familieneinkommen wird bei Vorliegen 
der Voraussetzungen gemäß § 3 auch dann gewährt, wenn 
die Zahlung des staatlichen Kindergeldes bereits vor dem
1. Mai 1987 beendet wurde.

§ 12

Durchführungsbestimmungen zu dieser Verordnung erläßt 
der Minister für Gesundheitswesen im Einvernehmen mit 
den Leitern der zuständigen zentralen Staatsorgane und in 
Übereinstimmung mit dem Bundesvorstand des Freien Deut­
schen Gewerkschaftsbundes.

§ 13

Diese Verordnung tritt am 1. Mai 1987 in Kraft.

Berlin, den 12. März 1987

Der Ministerrat 
der Deutschen Demokratischen Republik

W. S t o p h  
Vorsitzender


